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Gesetzblatt
für den

Freistaat Oldenburg.
Landesteil Oldenburg.

HiI- Band. (Ausgegeben den 28. Sept. 1921.) 63. Stück.

Inhalt:
Nr. 114. Wahlordnung für die Wahlen zu den Gemeindevertretungen

im Landesteil Oldenburg vom 14. September 1921.

Nr. U4.
Wahlordnung für die Wahlen zu den Gemeindevertretungenim Lan

bestell Oldenburg.
Oldenburg, den 14. September 1921.

Auf Grund des Artikels 16 Abfatz3 der Gemeuide-
vrdnuug für den Landesteil Oldenburg in der Haff
der Novelle vom 25. Juni 1921 wird die nachstehen
Wahlordnung erlasfen:

Wahlordnung
für die WahlenzudenGemeindevertretungen

im Landesteil Oldenburg.

Übersicht über die Abschnitte:
I . Wahlunterlagen(M 1 bis 13):

1. Allgemeines (M 1 bis 4).
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II.

III.
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V.

VI.
VII.

VIII.
IX.
X.

XI.
XII.

XIII.

2. Arten der Wählerverzeichnisse(Z 5).
4. Auslegung und Berichtigung der Wählerlisten md 2W

karteien (ZZ 6 bis 13).
Wahlvorschläge (ZZ 14 bis 36) :

1.  Bestimmung der Wahlkommissare (8 14).
2. Einreichung der Wahlvorschläge (ZZ IS bis 17).
3. Inhalt der Wahlvorschläge (ZZ 18 bis 2t ).
4. Mängelbeseitigung (ZZ 22 bis 2S).
5. Bildung des Wahlausschusses (ZZ 26 bis 30).
6. Zulassung der Wahlvorschläge (ZZ 31 bis 34).
7. Bekanntgabe der Wahlvorschläge (AZ 35, 36).

Sonstige Wahlvorbereitung (Zs 37 bis 41) :
1. Bildung der Stimmbezirke (Z 37).
2. Bestimmung der Wahlvorsteher und der Wahlriimne; Bildung

des Wahlvorstandes (ZZ 38 bis 40).
3. Bekanntmachung der Wahl (Z 41).

Stimmabgabe (ZZ 42 bis 56).
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses im Stimmbezirke (8?^
bis 66).
Feststellung des Wahlergebnisses (Zs 67 bis 75).
Ausscheiden von Mitgliedern der Gemeindevertretung (88 7b, ^ '
Nach- und Wiederholungswahl (Zß 78 bis 81).
Beschaffung und Verteilung der Stimmzettel , Kosten(88 b2, ^
Verbindung der Gemeindewahlen mit anderen öffentlichen
und Abstimmungen (ZZ 84, 85).
Gemeinsame Bestimmungen (ZK 86, 87).
Wahlen zum Ortsausschuß (Z 88).
Schlußbestimmungen (ZZ 89, SV).

I. Wahlunterlagen.

1. Allgemeines.

§ 1- ^
Der Dag der Wahl wird vom Gemeindevorstand

Nahmen des Artikels 15 Absatz1 der Gemeindeor
festgesetzt, soweit nicht vom Staatsministerium ein ein
licher Wahltermin bestimmt wird.
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8 2.
Der Gemeindevorstand hat zeitig vor der Wahl eine

nach Buchstaben geordnete Liste der stimmberechtigten e-
meindebürger und Gemeindebürgerinnen nach Au- un or
„amen, Alter. Beruf. Wohnort oder Wohnung unter fort¬
laufender Nummer aufzustellen. In Gemeinden, re m
mehrere Stimmbezirke zerfallen(Z 37), sind die Las en fu
die einzelnen Bezirke besonders aufzustellen. Vor der Ein¬
tragung jeder einzelnen Person ist ihr Wahlrecht genau
zu prüfen.

Die Listen können nach Geschlechtern getrennt angelegtwerden.
Die Listen können auch in der Art angelegt werden,

daß die Straßen nach der alphabetischen Reihenfolge ihrer
Namen oder die Stadtbezirke nach der Reihenfolge ihrer
Nummern oder Buchstaben, innerhalb der Straßen o er
Stadtbezirke die Häuser nach ihrer Nummer und innerhal
jedes Hauses die Wähler eingetragen werden.

8 3-
In die Listen sind alle Personen, die sich am Wahl¬

tage im Besitz des aktiven Gemeindebürgerrechts befinden
(Art. 5 Z2 der Gemeinde-Ordnung), einzutragen. Die Ver¬
wendung vorhandener Listen ist statthast; in solchem Falle
sind die Namen derjenigen Personen, die für die Gemeinde-
Wahl nicht stimmberechtigt sind, in einer jeden Irrtum aus-
schließenden Weise kenntlich zu machen.

Personen, deren Wahlrecht ruht, sind nicht in die Listen
aufzunehmen. Das gleiche gilt für Personen, die in der Aus¬
übung des Wahlrechts behindert sind, es sei denn, daß anzu-
uchmen ist, daß der Behinderungsgrund am Wahltag nicht
mehr besteht. Sind sie gleichwohl in die Listen eingetragen,

ist in der Spalte „Bemerkungen" (8 4 Abs. 2) einzu-
iwgen„ruht" oder„behindert".

i*
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Personen , deren Wahlrecht ruht , sind nur die Soldaten

der Wehrmacht für die Dauer der Zugehörigkeit zu ihr,

Zu den Soldaten gehören die Offiziere aller Gattungen,

die Deckoffiziere , Unteroffiziere und Mannschaften . Die

Militärbeamten gehören nicht zu den Soldaten der Wehrmacht,

8 4 .

Die Listen sollen mindestens drei Spalten zur Auf¬

nahme der Vermerke über die erfolgte Stimmabgabe ent¬

halten , damit sie für Wiederholungs - und Nachwahlen zu

den Gemeindevertretungen oder für sonstige Abstimmungen , die

der Gemeindewahl in kurzer Frist folgen , verwendbar sind,

Die Listen müssen ferner eine Spalte für „Bemer¬
kungen " enthalten.

2 . Arten der Wählerverzeichnisse.

8 5.

Die Listen können in Heftform nach dem in der An¬

lage 1 beigefügten Vordruck (Wählerliste ) oder in Kartothek¬

form (Wahlkartei ) angelegt werden.

Die Wahlkartei muß so beschaffen sein , daß die Karten

für jeden Stimmbezirk in einem oder mehreren Behältern

verwahrt werden . Der Behälter muß mit Vorrichtungen

versehen sein , die jede einzelne Karte festhalten und nach

Abschluß der Wahlkartei jede willkürliche Herausnahme oder

Einfügung von Karten unmöglich machen . Jede Karte «

Spalten zur Aufnahme der Vermerke über die erfolgte

Stimmabgabe enthalten.

Für den Vermerk der erfolgten Stimmabga f ^

Gemeindewahl ist vom Gemeindevorstand gleichmM ^
und dieselbe Spalte im ganzen Wahlkreis ( 814 A >a
vorzuschreiben.
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3 . Auslegung und Berichtigung
der Wählerlisten und Wahlkarteien.

8 6.
Der Gemeindevorstand hat spätestens 4 Wochen vor

der Wahl die Wählerlisten oder Wahlkarteien in einem ge-
geeigneten Lokal zur Einbringung von Reklamationen auf
14 Tage öffentlich auszulegen.

Vor der Auslegung hat er in ortsüblicher Weise be¬
kanntzugeben , wo , wie lange und zu welchen Tagesstunden
die Wählerlisten oder Wahlkarteien zu jedermanns Einsicht
ausgclegt werden sowie in welcher Zeit und in welcher
Weise Einsprüche gegen die Wählerlisten oder Wahlkarteien
erhoben werden können.

s ?-

Während der Auslegungsfrist kann jeder Beteiligte

gegen die Richtigkeit der Wählerliste oder Wah ^ ^Gemeindevorstand schriftlich oder zu Protokoll l jp
erheben. Soweit die Richtigkeit der Behauptungen r
offenkundig ist , muß für sie Beweismaterial berge ra
werden.

8 8.

Über Einsprüche gegen die Richtigkeit der Wählerlisten
oder Wahlkarteien hat ' der Gemeindevorstand mneryarv
7 Tagen Entscheidung zu treffen.

Gegen die Entscheidung findet nach 8 16
Verwaltungsgerichtsbarkeitsgesetzes vom 9 . Mai 19 a

Verwaltungsstreitverfahren statt . Die Klage hat kerne aus-
schiebende Wirkung.

8 9.

Nach Ablauf der Auslegungsfrist können Wähler außer
in Erledigung rechtzeitig angebrachter Einsprüche wegen
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später erfolgten Erwerbs der Stimmberechtigung auf ihm

Antrag in die Wählerliste oder Wahlkartei aufgenonum

oder darin wegen einer den Nichtbesitz der StimmberechtiMg

oder den Verlust der Ausübung derselben dartuenden Tat¬
sache gestrichen werden.

Die Ablehnung des Antrages auf nachträgliche Ein¬

tragung sowie die beabsichtigte Streichung ist den Betei¬

ligten unter Angabe der Gründe vom Gemeindevorstand
mitzuteilen.

Die Beteiligten können hiergegen binnen sieben Tagen

Einspruch erheben , über welchen nach Maßgabe des 8 8

zu entscheiden ist.

8 10.

Im Falle einer Berichtigung der Wählerliste oder

kartei sind die Gründe der Streichungen in Spalte „ k'

merkungen " anzugeben . Wenn das Wahlrecht eines WÄ ^
ruht oder wenn der Wähler in der Ausübung des Wah'

rechts behindert ist , so ist nach ß 3 Absatz 2 Satz 8 ^
verfahren . Ergänzungen sind im Nachtrag in die Wäh ^ '

liste oder die Wahlkartei aufzunehmen . Etwaige Be eg

sind der Wählerliste oder Wahlkartei beizufügen.

8 ii.

Die berichtigte Wählerliste oder Wahlkartei ist ^
Gemeindevorstand abzuschließen . Hierbei hat er zu vM

nigen , daß und wie lange die Wählerliste oder Wah ^

ausgelegen hat , daß die Bekanntmachung hierüber und e e

die im Z 41 vorgeschriebenen ortsüblichen Bekanutmachnn.

erfolgt sind , endlich wieviel Wähler in die Liste oder u

eingetragen sind , deren Namen nicht mit einem ^

„ruht " , „behindert " oder „gestrichen " versehen vur en.

Die Behälter der Wahlkarteien sind durch Sch

Plomben oder Siegel so zu verschließen , daß eine En na

oder Einfügung von Karten nicht möglich ist.
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8 12.
Der Gemeindevorstand hat die Wählerliste oder Wahl¬

kartei dem Wahlvorsteher(tz 38) zu übersenden.

8 13.
Der Gemeindevorstand soll, soweit möglich, gegen Er¬

stattung der Auslagen Abschriften der Wählerl.sten over
Wahlkarteien erteilen oder die Ansertrgung von Abschrifte
zulassen.

II. Wahlvorschläge.
1. Bestimmung der Wahlkommissare.

8 14.
Jede Gemeinde bildet einen Wahlkreis im Sinne der

Landtagswahlordnungvom 14. September 1921.
Wahlkommissar ist in den Landgemeindender Ge¬

meindevorsteher, in den Stadtgemeinden ein Mitglied e
Magistrats, das von diesem bestimmt wird. Der Gemein e-
Vorstand ernennt einen Stellvertreter des Wahlkommissars.

Der Name des Wahlkommissars und seines Stellver¬
treters ist öffentlich bekanntzumachen.

2. Einreichung der Wahlvorschläge.
8 15.

Beim Wahlkommissar sind spätestens am 21. Tage vor
dem Wahltage Wahlvorschläge einzureichen.

Die Wahlvorschläge müssen von mindestens 20 in der
Gemeinde zur Ausübung der Wahl berechtigten Personen
unterzeichnet sein.

In derselben Gemeinde darf ein Bewerber nur einmal
Vorschlägen werden.

8 16-
Der Wahlkommissarhat zur Einreichung von Wahl-

Vorschlägen durch eine Bekanntmachung in dem für amtliche
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Veröffentlichungen des Gememeindcvorstandes bestimmte» ,
Blatte aufzufordern.

Die Bekanntmachung des Wahlkommiffars soll späte¬
stens 4 Wochen vor dem Wahltage erfolgen . In ihr ist
der Kalendertag zu bezeichnen , an dem spätestens die Wahl-
Vorschläge einzureichen sind . Sie soll die Vorschriften über
Beschaffenheit und Inhalt der Wahlvorschläge (U 15 Ab¬
satz 2 und 3 , 18 — 21 ) wiedergeben.

8 17.

Wahlvorschläge können auch vor der öffentlichen Auf¬
forderung eingereicht werden , sobald der Wahltag bekannt¬
gemacht und der Wahlkommissar bestimmt ist.

3 . Inhalt der Wahlvorschläge.

8 18.
In den Wahlvorschlägen sollen die Bewerber mit Z»-

und Vornamen aufgeführt und ihr Stand oder Beruf sowie
ihr Wohnort und ihre Wohnung so deutlich angegebe»
werden , daß über ihre Persönlichkeit kein Zweifel besteht.
Sie sind in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen.

8 19.

Die Unterzeichner der Wahlvorschläge sollen ihren llnitt
schriften die Angabe ihres Berufs oder Standes , m
Wohnorts und ihrer Wohnung beifügen.

Mit dem Wahlvorschlage sind einzureichen:
1 . die Bescheinigung des Gemeindevorstandes,

daß die

Bewerber am Wahltage das 25 . Lebensjahr volle-' det
haben , seit sechs Monaten der Gemeinde augchdreu
und vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen (Art . 5 § 2
Absatz 2 der Gemeindeordnung ) sind;



2. die Bescheinigung des Gemeindcvorftandes , daß die
Unterzeichner des Wahlvorschlags in die Wählerliste
oder Wahlkartei eingetragen sind.

Der Gemeindevorstand hat die Bescheinigungen
gebührenfrei auszustellen.

8 20.

Jeder Wahlvorschlag soll mit einem auf die Partei¬
stellung der Bewerber hinweisenden oder einem sonstigen
Kennwort versehen sein , das ihn von allen anderen Wahl-
Vorschlägen deutlich unterscheidet . Irreführende Kennworte
Md unzulässig.

8 21 .

In jedem Wahlvorschlage muß ein Vertrauensmann
und ein Stellvertreter bezeichnet werden , die zur 3
von Erklärungen gegenüber dem Wahlkommissar un e
Wahlausschuß (Z 26j bevollmächtigt sind . Fehlt dreje ^ -
zeichnung, so gilt der erste Unterzeichner als Ver rauen
mann , der zweite als sein Stellvertreter.

Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines
Wahlvorschlages schriftlich , daß der Vertrauensmann o er
sein Stellvertreter durch einen anderen ersetzt werden jo ,
so tritt dieser an die Stelle des früheren Vertrauensmannes,
sobald die Erklärung dem Wahlkommissar zugeht.

4 . Mängelbeseitigung.

8 22 .

Der Wahlkommissar hat die Vertrauensmänner unver¬
züglich zur Beseitigung von Mängeln der Wahlvorschlage
oder zur Nachbringung der Bescheinigungen nach 8 19 Abj . 2
dieser Wahlordnung aufzufordern.
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Mängel können nicht mehr beseitigt werden , wenn der
Wahlausschuß (Z 26 ) über die Zulassung der Wahlvorschläge
entschieden hat (Z 3l Absatz 2) .

Bewerber , die auf mehreren Wahlvorschlägen des
Wahlkreises benannt sind , müssen dem Wahlkommissar inner¬
halb der von ihm gesetzten Frist erklären , für welchen Wahl¬
vorschlag sie sich entscheiden.

8 23.

Bewerber , gegen deren Wählbarkeit der Wahlkomnnssar
Bedenken erhebt , können durch andere ersetzt werden, dis
der Wahlausschuß über die Zulassung der Wahlvorschläge
entschieden hat.

8 24.

Der Wahlkommissar soll darauf hinwirken , daß nicht
dieselben Unterschriften unter mehreren Wahlvorschlägen
stehen . Die gleichen Personen können nicht als Vertrauens¬
männer für mehrere Wahlvorschläge benannt werden.

8 25.

Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen , die der
Wahlkommissar auf Grund der ZZ 22 bis 24 erläßt , die
Entscheidung des Wahlausschusses anrufen.

5 . Bildung des Wahlausschusses.

8 26.

Für die Prüfung der Wahlvorschläge wird für jede»
Wahlkreis ein Wahlausschuß gebildet , der aus dem MH !-
kommissar als Vorsitzenden und vier Beisitzern besteht.

Der Wahlausschuß faßt seine Beschlüsse mit Stimmen¬
mehrheit.
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8 27.

Zur Bildung des Wahlausschusses berust der Wahl¬
kommissar vier Wähler aus dem Wahlkreis und verpflichtet
sie durch Handschlag . Für jeden einzelnen Beisitzer bestimmt
der Wahlkommissar Stellvertreter , die bei Behinderung oder
beim Ausscheiden des Beisitzers für ihn einzutreten haben.

Die Beisitzer sollen möglichst aus den verschiedenen im
Wahlkreis vertretenen Parteien oder Wählergruppen und aus
verschiedenen Teilen der Gemeinde berufen werden.

Die Vertrauensmänner und ihre Stellvertreter können
nicht Beisitzer sein.

8 28.

Die Namen der Beisitzer und der Stellvertreter sind
vom Wahlkommissar öffentlich bekanntzugeben . Die Bekannt¬
machung ist tunlichst mit der Bekanntmachung über die

mreichung von Wahlvorschlägen (Z 16 ) zu verbinden,
onst erfolgt die Bekanntmachung nach der Vorschrift des

§ 1° » I. 2 Satz I dich - W° hl °rdnu,,g.

8 29.

Der Wahlkommissar hat zu den Verhandlungen des
ah ausschusses einen Schriftführer zuzuziehen , der in gleicher

Wehe w -e die Beisitzer zu verpflichten ist.

8 30.

.BEWer des Wahlausschusses haben keinen An-
MUch auf Vergütung.

6 - Zulassung der Wahlvorschläge.

8 31.

des ^ ^ Wahlkvmmissar bestimmt Zeit und Ort der SitzungenWahlausschusses und gibt sie öffentlich bekannt.
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Der Wahlausschuß entscheidet in öffentlicher Sitzung
über die Zulassung der Wahlvorschläge.

8 32.

In den Wahlvorschlägen werden die Namen der Be¬
werber gestrichen , deren Persönlichkeit nicht feststeht, die
nachgewiesenermaßen nicht wählbar sind oder die auf meh¬
reren Wahlvorschlägen des Wahlkreises benannt sind.

Bewerber , die auf denselben Wahlvorschlägen mehrmals
genannt sind , gelten als nur einmal vorgeschlagen.

8 33.

Nicht zuzulassen sind Wahlvorschläge , die verspätet ein-
gereicht sind oder den gesetzlichen Erfordernissen nicht ent¬sprechen.

8 34.
Trägt ein Wahlvorschlag kein Kennwort , so gilt der

Name des Bewerbers , der in dem Wahlvorschlag an erster
Stelle genannt ist , als Kennwort des Wahlvorschlages.

7 . Bekanntgabe der Wahlvorschläge.

8 35.

Der Wahlkommissar hat spätestens am vierten
vor der Wahl die Wahlvorschläge in der zugelassenen Form,
jedoch unter Weglassung der Namen der Unterzeichner uu
Vertrauensmänner der Wahlvorschläge in dem für amt >^Veröffentlichungen des Gemeindevorstandes bestimmten d a o
bekanntzumachen . Dabei sind die Wahlvorschläge mit for
laufenden Nummern zu versehen.

Nach der öffentlichen Bekanntgabe der zugelassen^Wahlvorschläge können diese nicht mehr geändert oder zuru
genommen werden.
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8 36.

Ist nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht , so findet
eine Wahl nicht statt . Der Wahlkowmissar hat dies bei
Bekanntgabe des Wahlvorschlages öffentlich bekanntzu¬
machen.

III. Sonstige Wahlvorbereitungen.

1 . Bildung der Stimmbezirke.

8 37.

Ein Wahlkreis mit nicht mehr als 2500 Einwohnern
bildet einen Stimmbezirk . Größere Wahlkreise fin vom
Gemeindevorstand nach den örtlichen Verhältnissen in mehrere

Stimmbezirke zu zerlegen . Hierbei ist davon ^ öW^hen,
allen Wählern die Teilnahme an der Wahl möglrchs zu
erleichtern . Kein Stimmbezirk soll mehr als 250 () An¬
wohner umfassen . Die Stimmbezirke dürfen jedoch nicht jo
klein sein, daß das Wahlgeheimnis beeinträchtigt werden
könnte. Die Abgrenzung hat möglichst mit der für die etz e
oder gleichzeitig stattfindende Landtagswahl vorgenommenen
Einteilung der Stimmbezirke übereinzustimmen.

Die Abgrenzung der Stimmbezirke ist dem Wahl-
kvmmissar unverzüglich vom Gemeindevorstand mitzuteilen.

2 . Bestimmung der Wahlvorsteher und der
Wahlräume ; Bildung des Wahlvorstandes.

8 38.

Für jeden Stimmbezirk ist ein Wahlvorsteher und ein
Stellvertreter vom Gemeindevorstand zu ernennen.

Fn Gemeinden , die aus nur einem Stimmbezirk be¬

stehen, ist der Wahlkommissar zugleich Wahlvorsteher.
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Der Wahlvorsteher ernennt aus den Wahlberechtigten
des Stimmbezirks3 bis 6 Beisitzer, darunter seinen Stell¬
vertreter und einen Schriftführer.

Wahlvorsteher, Beisitzer und Schriftführer bilden der
Wahlvorstand.

In Gemeinden, die aus nur einem Stimmbezirk be¬
stehen, kann von der Bildung eines besonderen Wahlvor¬
standes abgesehen werden; alsdann obliegen dem Wahlaus¬
schuß die Aufgaben des Wahlvorstandes.

8 40.

Bei der Ernennung des Wahlvorstehers und seines
Stellvertreters hat der Gemeindevorstand zugleich den Raum
zu bestimmen, in dem die Wahl vorzunehmen ist-

In großen Stimmbezirken und in den Stimmbezirke»,
in denen Wählerlisten oder Wahlkarteien nach Geschlecht

getrennt angelegt sind oder sich sonst teilen lassen, körnig
die Wahlen gleichzeitig in zwei verschiedenen Räumen e-
selben Gebäudes oder an zwei Tischen desselben Wahlraume
vorgenommen werden. Für jeden Wahlraum oder Wahlw
ist ein besonderer Wahlvorstand zu bilden. Sind mehrere
Wahlvorstände in einem Wahlraum tätig, so steht die v
ziehung des ß 50 Abs. 3 und des Z 52 Abs. 2 dem»>
Lebensjahren älteren Wahlvorsteher zu.

3. Bekanntmachung der Wahl,
s 41.

Die Abgrenzung der Stimmbezirke, die Ernennunĝ
Wahlvorstehers und seines Stellvertreters, die DestnE,^
des Wahlraumes sowie Tag und Stunde der Wah ^
vor dem Wahltage vom Gemeindcvorstande in der für vss
liche Bekanntmachungen bestimmten Weise zur allge>ne>
Kunde zu bringen.
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Die Bekanntmachung soll spätestens am 14. Tage vor
dem Wahltag erfolgen. Ein Abdruck der Bekanntmachung
ist dem Wahlvorsteher zur Benutzung bei der Wahl aus¬
zuhändigen.

IV. Stimmabgabe.

8 42.
Das Wahlrecht kann nur in dem Stimmbezirk aus-

geübt werden, in welchem der Wahlberechtigte in die Wäh er¬
liste oder Wahlkartei eingetragen ist.

Jeder darf nur in einem Stimmbezirk desselben Wahl¬
kreises wählen. .

Abwesende können sich weder vertreten lassen noch sonst
an der Wahl teilnehmen.

8 43.
Gewählt wird mit Stimmzetteln in behördlich ge¬

stempelten Umschlägen.

8 44.
Die Stimmzettel sind außerhalb des Wahlraumes mit

den Namen der Bewerber, denen der Wähler seine Stimme
geben will, handschriftlich oder im Wege der Vervielfältigung
zu versehen. Ein Name genügt.

Die Namen aus den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur
einem einzigen der öffentlich bekanntgegebenen Wahlvorschläge
entnommen sein.

s 45.
Die Angabe einer Partei auf dem Stimmzettel w

nicht beachtet. . ^ mrDas Ministerium des Innern kann anor neu,
Vermeidung von Jrrtümern in einzelneno er
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meinden die Stimmzettel und die Umschläge mit der Be¬
zeichnung„Gemeindewahl" versehen sein müssen.

Weitere Angaben machen den Stimmzettel ungültig.
Stimmzettel, auf denen die gemäß Absatz2 angeordnete Be¬
zeichnung„Gemeindewahl" fehlt, sind ebenfalls ungültig.

8 46.
Die Wahlhandlung und die Ermittelung des Wahl¬

ergebnisses sind öffentlich.

8 47.
Die Mahlzeit dauert von 9 Uhr vormittags bis 6Nhr

nachmittags. Ist vom Staatsministerium ein von der Vor¬
schrift des Artikels 15 Absatz1 der Gemeindeordnung ab¬
weichender Wahltermin bestimmt, so dauert die Wahlzeit in

der Zeit vom 1. April bis 30. September von 8 Uhr
morgens bis 5 Uhr nachmittags, sonst von 9 Uhr vormittags
bis 6 Uhr nachmittags.

In Stimmbezirken mit weniger als 1000 Einwohnern
kann der Gemeindevorstand die Wahlzeit abkürzen; die Wahl¬
zeit darf jedoch nicht später als 10 Uhr vormittags beginnen
und, unbeschadet der Bestimmung des Z 55 Abs. 2, nicht
vor 5 Uhr nachmittags schließen.

8 48.
Der Wahlvorsteher fordert die Mitglieder des

Ml-

vorstandes auf, bei Beginn der Wahlhandlung zur
des Wahlvorstandes im Wahlraum zu erscheinen.

Bildung
Erschein

nicht die genügende Anzahl, so ernennt der Wahlvorsteher
aus den anwesenden Wählern die erforderliche Aahl twn
Mitgliedern des Wahlvorstandes.

Die Mitglieder des Wahlvorstandes haben keinen
spruch auf Vergütung.

An-
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Der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz mmmt . rst
so auszustellen, daß er von allen Seiten zugänglrch es -

An diesen Tisch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne)
zum Hineinlegen der Stimmzettel gestellt . Der o en er
Wahlurne soll viereckig sein. Im Innern gemessen muß
ihre Höhe mindestens 90 arm und der Abstand je er an
von der gegenüberliegenden Wand mindestens 35 our e-
tragen. Im Deckel muß die Wahlurne einen Spalt haben,
der nicht breiter als 2 ow. sein darf und durch en re
Umschläge mit den Stimmzetteln hindurchgesteckt wer en
müssen. Vor dem Beginne der Abstimmung hat sich der
Wahlvorstand davon zu überzeugen , daß die Wahlurne leer
ist. Von da ab bis zur Herausnahme der Umschläge nnt
den Stimmzetteln nach Schluß der Abstimmung darf dre
Wahlurne nicht wieder geöffnet werden.

Durch Bereitstellung eines oder mehrerer Nebenräume,
die nur durch den Wahlraum betretbar oder unmittelbar
mit ihm verbunden sind, oder durch Vorrichtungen an einem
oder mehreren von dem Vorstandstische getrennten Neben¬
tischen ist Vorsorge dafür zu treffen , daß der Wähler seinen
Stimmzettel unbeobachtet in den Umschlag zu legen vermag.

Je ein Abdruck der Gemeindeordnung und dieser Wahl¬
ordnung sowie der nach § 35 Abs. 1 für den Wahlkreis
erlassenen Bekanntmachung ist im Wahlraum auszulegen.

8 50.

Die Stimmzettel müssen von weißem oder weißlichem
Papier und dürfen mit keinem Kennzeichen versehen sein;
die Verwendung von Zeitungspapier ist zulässig . Die Stimm¬
zettel sollen 9 : 12 Zentimeter groß sein und sind von dem
Wähler in einem mit behördlichem Stempel versehenen Um¬
schlag, der , unbeschadet der Vorschrift des § 45 Absatz 2,
sonst kein Kennzeichen haben darf , abzugeben . Die Um¬
schläge sollen 12 15 Zentimeter groß und aus undurch-
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sichtigem Papier hergestellt sein ; sie sind in der erforderliche»
Zahl bereitzuhalten.

Im Wahlraum dürfen Stimmzettel weder aufgelegt
noch verteilt werden . Der Wahlvorsteher hat die ihm z»r
Verwendung übergebenen Stimmzettel am Eingang M
Wahlraum oder davor so aufzulegen , daß sie von den zur
Stimmabgabe erscheinenden Wählern entnommen werde»
können.

8 51.
Die Wahlhandlung wird damit eröffnet , daß der Wahl¬

vorsteher den Schriftführer und die Beisitzer durch Hau^
schlag verpflichtet und so den Wahlvorstand bildet.

Zu keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als
drei Mitglieder des Wahlvorstandes gegenwärtig sein. Der
Wahlvorsteher und der Schriftführer dürfen sich währe"
der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen ; verläßt einer
von ihnen vorübergehend den Wahlraum , so ist mit ferner
Vertretung der Stellvertreter des Wahlvorstehers oder e>»
anderes Mitglied des Wahlvorstandes zu beauftragen-

8 52.
Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wähler . Ansprache

darf niemand darin halten . Nur der Wahlvorstand a
über das Wahlgeschäft beraten und beschließen.

Der Wahlvorstand kann jeden aus dem 2Bahra^
verweisen , der die Ruhe und Ordnung der Wahlhnn
stört ; ein Wähler des Wahlbezirkes , der hiervon brtross
wird , darf vorher seine Stimme abgeben.

8 53.

Der Wahlvorsteher leitet die Wahl . . ^
Der Wähler , der seine Stimme abgeben tvim " ^

einen mit behördlichem Stempel versehenen
der Hand einer Person , die der Wahlvorstand in er ^
des Zuganges zu dem Nebenraum oder NebeniM
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Abs. 3) aufgestellt hat . Er begibt sich fvdann rn den Neben¬
raum oder an den Nebentifch , steckt dort seinen Stimmzettel
m den Umschlag, tritt an den Vorstandstisch , nennt fernen
Namen und auf Erfordern seine Wohnung und übergrbt,
sobald der Schriftführer den Namen in der Wählerliste oder
Wahlkartei aufgesunden hat , den Umschlag mit dem Stimm¬
zettel dem Wahlvorsteher oder dessen Stellvertreter , der ihn
sofort uneröffnet in die Wahlurne legt.

Wähler , die durch körperliche Gebrechen behindert sind,
ihre Stimmzettel eigenhändig in den Umschlag zu legen und
diesen dann dem Wahlvorsteher zu übergeben , dürfen sich der
Beihilfe einer Vertrauensperson bedienen.

Stimmzettel , die nicht in einem mit behördlichem Stempel
versehenen Umschlag oder die in einem mit einem Kennzeichen
versehenen Umschlag abgegeben werden , hat der Wahlvorsteher
zurückzuweisen, ebenso die Stimmzettel von Wählern , die sich
nicht in den Nebenraum oder an den Nebentisch begeben haben.
Hat das Ministerium des Jnnnern angeordnet , daß zur
Vermeidung von Zrrtümern die Stimmzettel und die Um¬
schläge mit der Bezeichnung „Gemeindewahl " versehen sein
müssen, so hat der Wahlvorsteher Stimmzettel , die in einem
Umschläge abgegeben werden , auf welchem die Bezeichnung
»Gemeindewahl" fehlt , ebenfalls zurückzuweisen.

Der Wahlvorsteher hat darauf zu halten , daß die
Wähler in dem Nebenraum oder an dem Nebentische nur
so lange verweilen, als unbedingt erforderlich ist , um den
Stimmzettel in den Umschlag zu stecken.

Z 54.
Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes

Wählers neben dessen Namen in der Wählerliste oderWahlkartei.

z 5L.
Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler

zur Stimmabgabe zugelassen werden , die in diesem Zeitpunkt
2*
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im Wahlraum schon anwesend waren. Alsdann erklärtd-r
Wahlvorsteher die Abstimmung für geschlossen.

Haben alle in der Wählerliste oder der Wahlkartei
eingetragenen Wähler gestimmt, so kann der Wahlvorsteher
auf Beschluß des Wahlvorstandes die Abstimmung schm
vor dem Schlüsse der allgemeinen oder der besonders ange¬
ordneten Mahlzeit für geschlossen erklären.

8 56.
Nach Schluß der Abstimmung werden die UmschW

aus der Wahlurne genommen und uneröffnet gezählt. Zu¬
gleich wird die Zahl der Abstimmungsvermerke in der

Wählerliste oder Wahlkartei festgestellt(Z 54). Ergibt sich
dabei auch nach wiederholter Zählung eine Verschiedenheit,
so ist dies in der Wahlniederschrift(8 6S) anzugeben und,
soweit möglich, zu erläutern.

V. Ermittlung des Abstimmungsergebnisses im StinmbeM
8 57.

Unmittelbar nach der Zählung der Umschläge und N-
stimmungsvermerke ist die Ermittlung und Prüfung des

Abstimmungsergebnisses in der Weise vorzunehmen, daße>u
Beisitzer die Umschläge öffnet, die Stimmzettel herausninm
und sie dem Wahlvorsteher übergibt, der sie laut vorbei
und nebst den Umschlägen einem anderen Beisitzer zurM
bewahrung bis zum Ende der Wahlhandlung übergibt-

8 58.
Ungültig sind Stimmzettel, .

1. die nicht in einem behördlich abgestempelten UmschtvZ^
die in einem mit einem Kennzeichen versehenen lllM^
oder in einem Umschläge übergeben worden siud, ^
denen die gemäßZ 45 Absatz2 vorgeschriebene §'
zeichnung„Gemeindewahl" fehlt;
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2. die nicht von weißem oder weißlichem Papier sind;

3. die mit einem Kennzeichen versehen sind;

4. die keinen Namen oder keine Angabe , aus der die
Person mindestens eines Bewerbers unzweifelhaft zu
erkennen ist , und auch keine oder keine erkennbare Be¬

zeichnung eines Wahlvorschlags mit der Nummer aus
der amtlichen Bekanntgabe enthalten;

5. die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber
allen Bewerbern enthalten;

6. die Namen aus verschiedenen Wahlvorschlägen und Be¬
zeichnungen verschiedener Wahlvorschläge enthalten;

die ausschließlich auf andere als die in den öffentlich
bekanntgegebenen Wahlvorschlägen aufgeführten Per¬
sonen lauten;

8- auf denen die gemäß H 45 Absatz 2 des Wahlgesetzes
vorgeschriebene Bezeichnung „ Gemeindewahl " fehlt;

9. denen ein Druck - oder Schriftstück beigefügt ist.

Mehrere in einem Umschlag enthaltene gleichlautende
ümmzettel gelten als eine Stimme ; in einem Umschlag

enthaltene , auf verschiedene Wahlvorschläge lautende Stimm¬
ittel sind ungültig.

Uber die Gültigkeit der Stimmzettel entscheidet
Wahlvorstand mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmeng er )he
gibt der Wahlvorsteher den Ausschlag.

Die gültigen Stimmzettel sind ohne Rücksicht auf ihre
Vollständigkeit und die Reihenfolge der Benennungen ven
einzelnen Wahlvorschlägenzuzurechnen.

§ 59.

Der Schriftführer verzeichnet in der Zählliste sede
einzelnen Wahlvorschlage zugesallene Stimme un
Stimmen laut.
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Einer der Beisitzer führt gleichzeitig eine Gegenliste. ,
Das Muster für die Zähl - und Gegenliste ergibt sich aus
dem Vordruck in Anlage 2.

Zählliste und Gegenliste sind von dem Wahlvorsteher
/ und dem Mitglied des Wahlvorstandes , das die Liste geführt

hat , zu unterzeichnen und der Wahlniederschrist als Anlage
beizufügen.

8 60.

Unmittelbar nach Ermittlung des Abstimmungsergebnisses
hat der Wahlvorsteher das Ergebnis dem Wahlkommissar
auf schnellstem Wege (Fernsprecher , Telegramm , Eilbote)
mitzuteilen . In dieser Mitteilung sind die Wahlvorschlügc
einzeln mit der auf sie gefallenen Stimmenzahl anzugeben.

8 61.

Die Stimmzettel , über deren Gültigkeit oder Ungültig'
keit der Wahlvorstand Beschluß fassen muß , sind mit ftr'
laufenden Nummern zu versehen und der Niederschrift ei-
zufügen . In der Niederschrift sind die Gründe kurz aiO
geben , aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungü >g
erklärt worden sind.

Wenn ein Stimmzettel wegen der Beschaffenheit
Umschlags für ungültig erklärt worden ist , ist auch
Umschlag anzuschließen.

8 62.

Alle Stimmzettel , die nicht nach § 61 der Wahlnieder¬
schrift beizufügen sind , hat der Wahlvorsteher in Pap '" '
emzuschlagen , zu versiegeln und dem Gemeindevorstand Z«

übergeben , der sie bis zur Anordnung einer Neuwahl
verwahrt.

8 63.

Die Wählerliste oder Wahlkartei nebst den Wahlscheine« k
wird dem Gemeindevorstand zur Aufbewahrung unter Ver-



665

schlich übergeben; sie darf außer in den gesetzlich zugelassenen
Fällen anderweitig erst dann verwendet werden , wenn eine
Neuwahl angeordnet ist.

Der Wahlvorsteher hat die Umschläge, soweit sie nicht
der Wahlniederschrift beizufügen sind , dem Gemeindevorstand
zur weiteren Verwendung zurückzugeben.

8 65.

Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift (Wahl-
uiederschrift) nach dem in der Anlage 3 beigefügten Vordruck

Die Wahlniederschriften mit sämtlichen zugehörigen , als
nagen fortlaufend zu numerierenden Schriftstücken sind
on den Wahlvorstehern ungesäumt dem Wahlkommissar

ewzureichen.

VI. Feststellung des Wahlergebnisses.

Zur Ermittlung des Wahlergebnisses beruft der Wahl¬
kommissar den Wahlausschuß , sobald der Eingang sam
Wahlniederschristen aus den Stimmbezirken zu erwar e -
Er bestimmt Zeit und Ort der Sitzung und
üch bekannt. In Wahlkreisen , in denen gemäß 8 38 Rvl-
von der Bildung eines besonderen Wahlvorstandes a ge;
iß, kann die Sitzung im unmittelbaren Anschluß ""
Ermittlung des Abstimmungsergebnisses abgehalten tver -

Die Verhandlungen des Wahlausschusses sind ösfent r

Zn der Sitzung des Wahlausschusses werden die Nieder-

8 64.

aufzunehmen.

8 66.

8 67.

8 68.
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schriften über die Wahlen in den einzelnen Stimmbezirke«
durchgesehen und die Ergebnisse der Wahlen znsammengeM

Geben die Wahlen in einzelnen Stimmbezirken zu Be¬
denken Anlaß , so kann der Wahlkommissar die von dem
Gemeindevorstand aufbewahrten Stimmzettel , Wählerliste«
oder Wahlkarteien und Wahlscheine einfordern und dm
Wahlausschüsse zur Einsicht vorlegen.

8 69.

Behufs Ermittlung des Wahlergebnisses stellt der
Wahlausschuß fest , wieviel gültige Stimmen abgegeben n>>
wie viele hiervon auf jeden Wahlvorfchlag entfallen st" '
Rechenfehler werden berichtigt . Sonstige Bedenken sind »>
der Wahlniederschrift zu vermerken.

8 70.

Zwecks Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge
werden die auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallen a
Stimmenzahlen nacheinander durch 1 , 2 , 3 , 4 usw. gef' '
bis von den sich hierbei ergebenden Teilzahlen so ^
Höchstzahlen der Größe nach ausgesondert werden könne,
als Mitglieder der Gemeindevertretung zu wählen st
Jeder Wahlvorschlag erhält so viele Sitze als auf
Höchstzahlen entfallen . Wenn die an letzter Stelle stehe"
Höchstzahl auf mehrere Wahlvorschläge zugleich entfällt , e
scheidet das Los.

8 71.
als

Wenn ein Wahlvorschlag weniger Bewerber enthält,
auf ihn Höchstzahlen entfallen , so gehen die überschüssige"
Sitze auf die Höchstzahlen der anderen Wahlvorschläge über.

Rach Verteilung der Sitze auf die einzelnen llöstst
Vorschläge stellt der Wahlausschuß die Reihenfolge er
Ersatzmänner fest,
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8 72.

Der Wahlkommissar verkündet sofort nach Zustellung
des Wahlergebnisses die Namen der Gewählten , der Ersatz¬
männer sowie die Zahl der überhaupt und er l " r se
einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen und ungülti¬
gen Stimmen.

In gleicher Weise wird das Ergebnis der Wahl m
dem für amtliche Veröffentlichungen des Gemeindevorstandes
bestimmten Blatte bekanntgegeben.

8 73.

Der Wahlkommissar hat die Gewählten von der aus sie
gefallenen Wahl zu benachrichtigen und sie unter Hinweis
auf Artikel 5 § 1 und Artikel 7 W 2 und 3 der Gemeinde-
vrdnung aufzufordern , eine etwaige Ablehnung der Wah
binnen einer Woche vom Tage der Benachrichtigung an
unter Angabe der Gründe beim Gemeindevorstand schriftlich
einzubringen oder zu Protokoll zu geben.

8 74.

Über die Verhandlungen des Wahlausschusses ist eine

Niederschrift nach dem in Anlage 4 beigefügten Vordruck ^ ^auszunehmen und von sämtlichen Mitgliedern des Wahlaus-
schusses zu unterschreiben.

Der Wahlkommissar übersendet die Niederschrift mit
den zugehörigen Schriftstücken sowie die Wahlniederschristen
sämtlicher Stimmbezirke samt ihren Anlagen dem Gemeinde¬
vorstand . Dieser hat sämtliche Niederschriften gemäß Ar¬
tikel 19 Z 1 Absatz 1 der Gemeindeordnung zusammen mit
Ver Wählerliste oder Wahlkartei zur Einsicht aus sieben
Tage offen zu legen.

Innerhalb dieser Frist kann jeder Stimmberechtigte
v̂ egen des stattgehabten Wahlverfahrens bei der Vorgesetzten
Verwaltungsbehörde Beschwerde erheben , die jedoch keine
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aufschiebende Wirkung hat . Gegen deren Entscheidung findet
gemäß Z 16 Ziffer 2 und § 18 Absatz 2 des Verwaltungs¬
gerichtsbarkeitsgesetzes vom 9 . Mai 1906 des Verwaltungs¬
streitverfahrens statt.

War nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht und
hat demgemäß eine Wahl nicht stattgefunden (Z 36), so hat
der Wahlausschuß am Wahltage die Namen der nach Ar¬
tikel 11 Z 1 und Artikel 16 Absatz 2 der Gemeindeordnung
als gewählt geltenden Bewerber und die Reihenfolge der
Ersatzmänner festzustellen . Der Wahlkommissar hat die

Namen zu verkünden und gemäß 8 72 Absatz 2 öffentlich
bekanntzugeben . Im übrigen ist nach den 8 73 und 74
zu verfahren.

VII. Ausscheiden von Mitgliedern der Gemeindevertretung.

Wird die Stelle eines Mitgliedes der Gemeindevertre¬
tung erledigt , so hat der Wahlkommissar die notwendigen
Feststellungen zu treffen und den Wahlausschuß zu berufen.

Der Wahlausschuß stellt auf Grund des bekanntgege¬
benen Wahlergebnisses fest , wer als Ersatzmann in die Ge¬
meindevertretung eintritt . Z 73 findet Anwendung.

Das Ergebnis ist dem Gemeindevorstand mitzuteilen.

8 77.

Ist ein Bewerber nicht vorhanden , der an die Stelle
des Ausscheidenden zu treten hätte , so stellt der Wahlaus¬
schuß dies in einem mit Gründen versehenen Beschlüsse fest-
Der Beschluß ist dem Gemeindevorstand mitzuteilen.

VIII. Nach- und Wiederholungswahl.
8 78.

Wird im Verwaltungsstreitverfahren gemäß § ^
Ziffer 2 und § 18 Absatz 2 des Verwaltungsgeri

8 75.

8 76.
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gesetzes vom 9 . Mai 1906 die ganze Wahl in emer Ge¬
meinde für ungültig erklärt , so hat der Gemeindevorstand

sofort eine Nachwahl für die betreffende Gemeinde zu ver¬

anlassen. Erforderlichenfalls ist ein neuer Wahlkomrmsfar
zu bestimmen und dies öffentlich bekanntzumachen.

8 79.

Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften statt
tvie die Hauptwahl.

Die Stimmbezirke , die Wahlräume , die Wahlvorsteher
and ihre Stellvertreter bleiben unverändert , soweit nicht

eine Änderung nach dem Ermessen des Gemeindevor¬

standes geboten erscheint . Solche Änderungen find gemäß
§ 41 öffentlich bekanntzumachen . Die Bescheinigung hier¬

über ist nicht der Wählerliste oder Wahlkartei beizugeben,

sondern von dem Gemeindevorstand den Wahlvorstehern

noch vor dem Wahltag besonders einzureichen.

8 80.

Der Nachwahl können die Wählerlisten oder Wahl¬

karteien der Hauptwahl zugrundegelegt werden . Sie find

jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen.
Für jede Nachwahl sind neue Wahlvorschläge einzu¬

reichen.

tz 81.

Wird in einem einzelnen Stimmbezirk einer in mehrere

Stimmbezirke zerfallenden Gemeinde die Wahl für ung ^erklärt , so findet dort alsbald die Wiederholung er

statt . Der Gemeindevorstand bestimmt den -4-ag er

Im Falle einer Wiederholungswahl sind Aen ^ ung ^in der Abgrenzung der Stimmbezirke unzulässig . rM u

Plt tz 79 sinngemäß . ^Der Wahlvorsteher hat die Wahlniederschrrft nn

lichen zugehörigen Schriftstücken ungesäumt enr
kvmmissar einzusenden.
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Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahl¬
ergebnis für den ganzen Wahlkreis neu wie bei der Haupt¬
wahl ermittelt.

IX. Beschaffung und Verteilung der Stimmzettel, Koste».
8 82.

Alsbald nach Ausschreibung einer Gemeindewahl soll
sick der Wahlkommissar mit den in der Gemeinde vertretenen
Parteien oder sonstigen Wählergruppen in Verbindung setze»
und auf eine gleichmäßige Versorgung der Wählerschaftmit
Stimmzetteln hinzuwirken suchen. Die Beschaffung der
Stimmzettel ist Sache der Parteien, der sonstigenW-ihln-
gruppen oder der einzelnen Stimmberechtigten. Eine Er¬
stattung der Kosten der Stimmzettelbeschaffung findet nichtstatt.

8 83.
Die Kosten des gesamten Wahlverfahrens werden von

der Gemeinde getragen. Durch Einlegung vonRechtsmitteln
entstandene Kosten zählen nicht zu den Kosten des Wahl¬
verfahrens.

X. Verbindung der Gemeindewahlen mit anderen öffentliche
Wahlen und Abstimmungen.

§ 84.
Die Gemeindewahl sowohl in einer einzelnenGemeinde

Wie in allen Gemeinden kann nach nähererBestimmung^
Staatsministeriums mit anderen öffentlichen Wahlhandlunge»
und Volksabstimmungen, namentlich mit der Reichstags»»̂
der Wahl des Reichspräsidenten und Volksabstimmungen«
der Reichsverfaffung, ferner mit der Landtagswahl so»»
mit Abstimmungen auf Grund der Landesverfassung»»
der Gemeindeordnung verbunden werden.
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8 85.

Findet eine Verbindung der Gemeindewahl mit anderen
öffentlichen Wahlen und Abstimmungen statt , so haben die
zuständigen Stellen Vorsorge dahin zu treffen , daß die
einwandfreie Feststellung des Gemeindewahlergebnisses ge¬
sichert ist . Das Ministerium des Innern hat, ' gegebenen¬
falls möglichst einheitlich für sämtliche Gemeinden , Bestim¬
mung namentlich darüber zu treffen,

1. in welcher Weise in der Wählerliste oder Wahlkartei
eingetragene Gemeindewähler , die bei der mit der
Gemeindewahl verbundenen Wahl oder Abstimmung
nicht Wahl - oder stimmberechtigt sind , kenntlich zu
machen sind;

2 . in welcher Weise eine gesonderte Abgabe der Stimm¬
zettel gesichert wird und wie weit eine Verwendung
gesonderter Wahlurnen erforderlich ist;

3 . ob , soweit eine gesonderte Stimmzettelabgabe nicht in
Frage kommen sollte , für die Gemeindewahl Stimm¬
zettel und Umschläge mit der Bezeichnung „ Gemeinde-
wahl " zu verwenden sind;

4 . welche Spalten in der Wählerliste oder Wahlkartei
zur Eintragung des Vermerks der Stimmabgabe für
die Gemeindewahl zu verwenden ist.

XI. Gemeinsame Bestimmungen.
8 86.

di rm Sinne dieser Wahlordnung gelten auch
^ ^ lerinnen . Sie können zu Wahlkommissaren . Wahl-

1 ehern , Schriftführern und Beisitzern ernannt und be¬rufen werden.

§ 87.

für Wahlausschuß und den Wahlvorständen können
^ Prüfung der Abstimmung und die Ermittlung des
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Wahlergebnisses sowie für die Herstellung der Niederschriften

Beamte oder sonstige geeignete Personen als Hilfsarbeiter

beigegeben werden . Zuständig für die Bestellung der Hilfs¬

arbeiter beim Wahlausschuß ist der Wahlkommissar , bei den

Wahlvorständen der Gemeindevorstand . In dringenden Fällen

kann bei den Wahlvorständen die Bestellung durch den

Wahlvorsteher erfolgen.

Die Hilfsarbeiter nehmen an der Beschlußfassung

nicht teil.

XII. Wahlen zum Ortsausschuß.
8 88 .

Die Vorschriften dieser Wahlordnung gelten sinngemäß

für die Wahlen zum Ortsausschuß.

XIII. Schlußbestimmnugen.
8 89.

Das Ministerium des Innern ist ermächtigt , in drim

genden Fällen Ausnahmen von den Bestimmungen dieser

Wahlordnung zu bewilligen.

8 90.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung

in Kraft.

Oldenburg, den 14. September 1921.

Staatsministerium.

Tantzen . Driver . ^ ^ ^ ^ .
Wegmann.









Anlage 1

Wählerliste
der Stadtgemein de
der Landgemeinde

Stimmbezirk der Stadtgemeinde
der Landgemeinde

Zunanu

(Ortsname)
Nr.

Vornami
Tag Monat Jahr

der Geburt
Stand oder

Gewerbe
Wohnort oder

Wohnung

der Wähler

Vermerk der erfolgten
Stimmabgabe

')

10 11 12

Bemerkungen

13

) Nach Bedarf auszufüllen.
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Nachtrag

Lfde.
Nr. Zuname Vorname

Tag Monats Jahr Stand oder
Gewerbe

Wohnort oder
Wohnung

Vermerk der erfolgten
Stimmabgabe Bemerkungender Geburt

der Wähler
i 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 _ .

Abgeschlossen mit der Bescheinigung , daß die vorstehende Wählerliste nach vorgängiger ortsü i
Bekanntmachung vom . 19 . bis zum . 19 . ä" ^
manns Einsicht ausgelegen hat sowie daß die Abgrenzung des Stimmbezirkes , der Name des Wahlvor , ey
und seines Stellvertreters , Ort , Tag und Stunde der Wahl am len Tage vor der Wahl in ortsu >
Weise bekanntgemacht worden sind.

In die Wählerliste sind . Wähler eingetragen , deren Namen nicht mit einem
„behindert " , oder „gestrichen " versehen sind.

(Ort,
, den 19

Der Gemeindevorstand (Magistrat)

(Dienstsiegel) (Unterschrift)







Anlage 2.

Sta dtgemeinde
Landgemeinde

Amt

Wahlbezirk
Stadt

Landgemeinde (Ortsname)
Nr.

Die Zählliste ist
Wahlvorstandes,

Ml -' '
Gegen-' '

vom Wahlvorsteher und dem Schriftführer , die Gegenliste vom Wahlvorsteher und dem Mitglied des

das die Gegenliste geführt hat , zu unterzeichnen ; beide Listen sind der Wahlniederschrift als Anlage

beizufügen (8 59 der Wahlordnung ).

*) Das
Nichtzutreffende ist zu dmchstreichen.
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Wa
Nr.

Kennwort

hlvorschlag

.

so

100

ISO

200

250

Wa
Nr.

Kennwort

hlvorschlag Wa
Nr.

Kennwort

hlvorschlag

—

50

100

150

200

250

--

.-

_—

_

_

- - 7

--
_

--

7 V_-

- —

Zusammen . Zusammen : .

5l>

W

ISO

200

2S0
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Wahlvorschlag
Nr.

Kennwort .

Zusammen:

50

100

150

200

250

llnterschrist des Wahlvorstehers.

Wahlvorschlag
Nr.

Kennwort .
>

>

—

>
- >-

I

!

—

Zusammen

50

100

150

200

250

Wahlvorschlag
Nr.

Kennwort .

Zusammen:

50

100

150

200

250

des Wahlvorstandes , das dre Gegenliste geführt hat.









Anlage S

Stadtgemeinde
Landgemeinde

Amt

Wahlbezirk 0 ^Landgemeinde
Nr.

Wahlniederschrift.
Verhandelt , den 19

Zu der auf heute anberaumten Gemeinderats - (Stadtrats -) Wahl
war

Nnz, timmbezirke Nr . .

sinde).

der Unterzeichnete.
zum Wahlvorsteher ernannt.

Er hatte aus der Zahl der Wähler zum Schriftführer den

und zu Beisitzern
1.
2.
3.

4.
5.
6.

der Stadt

. - au ^ ga.uc dch'̂ r
sich eiugefunden. Der Wahlvorsteher eröffnete die Wahlhandlung
Schriftführer und die Beisitzer durch Handschlag verpflichtete.

und aufgefordert, beim Beginne der Wahlhandlung zur Bildung des Wahlvorstandeszu erscheinen. Diese hatten
Uhr vormittags damit, daß er den
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An den Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nahm, wurde ein rechteckiges Gefäß mit Deckel zum Hinein¬
legen der Stimmzettel(Wahlurne) gestellt. Der Wahlvorstandstellte fest, daß die Wahlurne den Vorschriften der
Wahlordnung entspricht und schloß die Wahlurne durch Auflegen des Deckels, nachdem er sich überzeugt hatte, daß
sie leer war. Die Wahlurne wurde bis zum Schlüsse der Abstimmung nicht wieder geöffnet.

Damit der Wähler unbeobachtet seinen Stimmzettel in den Umschlag zu stecken vermochte, war (Beschreibung
der Absonderungsvorrichtung) . -. .

Durch den Wahlvorstand war in der Nähe des Zuganges zu de.... Nebenraum. — Nebentisch. " *) lür
die Bereithaltung der abgestempelten Umschläge aufgestellt worden . .

Von den erschienenen Wählern begab sich jeder einzeln, nachdem er einen Umschlag ausgehändigt erhalten
hatte, — in den Nebenraum— an den Nebentisch*), wo er unbeobachtet seinen Stimmzettel in den Umschlag stecken
konnte. Er trat sodann an den Vorstandstisch heran, nannte seinen Namen und auf Erfordern seine Wohnung un

übergab den Umschlag, sobald der Schriftführer den Namen in der^ ^ artê *̂ ""fgefunden hatte, dem Wahlvorsteher,
der ihn sofort »«eröffnet in die Wahlurne legte.

Wird durch¬
strichen, soweit die
bezeichnten Fälle
nicht vorgekommen

sind.

Hierbei mußten von dem Wahlvorsteher zurückgewiesen werden:
1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem behördlich gestempelten Umschlag abgeben wo

. Stimmzettel, , ,
2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen versehenen Umschlaga g

wollte, . Stimmzettel, ... »
3. weil der Wähler den Stimmzettel in einem Umschläge abgeben wollte, auf dem die gemäß ^

Abs. 2 der Wahlordnung vorgeschriebeneBezeichnung„Gemeindewahl" fehlte, . ^ ^^^ nicht4. weil der Wähler, nachdem ihm ein behördlich gestempelter Umschlag ausgehändigt war,
— in den Nebenraum— an den Nebentisch—*) begeben wollte, um seinen Stimmzettel in en
schlag zu stecken, . Stimmzettel.

Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wählers, indem er — neben dessen Namenm
bestimmten Spalte der Wählerliste— in der Wahlkartei auf der Karte des Wählers in der dazu bestimmten pa
ein Kreuz machte.

)

*) Das Unzutreffende ist zu durchstreichen.
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Wird durchstrichen,
soweit der Fall nicht vor-

gelommen ist.

Wird durchstrichen,
soweit der Fall nicht vor-

gekomrnen ist.

Von . Uhr nachmittags an wurden nur noch die in diesem Zeitpunkt schon im Wahl¬

raum anwesenden Wähler zur Stimmabgabezugelassen. Alsdann, nämlich um . Uhr

. - Minuten nachmittags, erklärte der Wahlvorsteher die Abstimmung für geschlossen.

Um . Uhr . Minuten nachmittags hatten sämtliche in der ^ ^Martel ^

getragenen Wähler abgestimmt. Der Wahlvorstand beschloß, die Abstimmung zu schließen.

Der Wahlvorsteher erklärte hierauf um . Uhr . Minuten nachmittags die Ab¬

stimmung für geschloffen.
Wirddurchkricheli, soweit einer

voranserwiihnten
Me v»rgeköm̂ en"ift? " ! . nachmittags erklärte der Wahlvorsteher die Abstimmung für geschloffen.

Die Umschläge wurden aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Die Zählung ergab. Stück.

Darauf wurden die in der ^ ^ arteî b^ mzten Namen gezählt, die Zählung
ergab . . . . . Wähler.

Diese Gesamtzahl der Wähler stimmte mit der Zahl der abgegebenen Umschläge überein.AN durchstrichen, wenn die
Zahlen nicht üderetnstimmm.

Wird durchstrichen,
duenndie Zahlen überein-

Ammen.

Diese Gesamtzahl war um. Ueckur*̂ ^ ^ Zahl der abgegebenen Umschläge. Zur

Aufklärung dieser Verschiedenheit, welche sich auch bei wiederholter Zählung herausstellte, dient

folgendes:

Zur Prüfung der Abstimmung wurde als Hilfsarbeiter zugezogen:

vorstek öffnete ein Beisitzer die Umschläge einzeln, nahm die Stimmzettel heraus und übergab sie dem Wahl¬

fachM sn r ^ ^ ut vorlas und nebst den Umschlägen einem anderen Beisitzer weiterreichte, der die Stimmzettel,

^ahlvorschlägen gesondert, sowie die Umschläge bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrte.

"bqeaeb Vorlesen wurde hinsichtlich jedes gültigen Stimmzettels festgestellt, für welchen Wahlvorschlag er

Schrift̂ war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem Wahlvorschlage zugezählt, auf den er lautete. Der

laut* machte hierüber in der Zählliste bei dem betreffenden Wahlvorschlag einen Vermerk und zählte die Stimmen

' gleicher Weise führte der Beisitzer eine Gegenliste.

Unzutreffende ist zu durchstreichen. 4
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Zählliste und Gegenliste wurden beim Schlüsse der Verhandlung von dem Wahlvorsteher und dem Listenführerunterschrieben und der Wahlniederschrift als Anlagen . *) beigefügt.
Durch Beschluß des Wahlvorstandes wurden für ungültig erklärt:

1. Stimmzettel , weil sie nicht in einem behördlich abgestempelten Umschlag übergeben worden waren.Nr . der Anlagen : . *).
2 . Stimmzettel , weil sie in einem mit einem unzulässigen Kennzeichen versehenen Umschlag übergeben worden waren.Nr . der Anlagen : . *).
3 . . Stimmzettel , weil sie in einem Umschläge übergeben waren , auf dem die gemäß Z 45 Abs. 2 der Wahlordnungvorgeschriebene Bezeichnung „Gemeindewahl " fehlte.

Nr . der Anlagen : . *).
4 . Stimmzettel , weil sie nicht von weißem oder weißlichem Papier waren.Nr . der Anlagen : . *).
5. Stimmzettel , weil sie mit einem Kennzeichen versehen waren.

Nr . der Anlagen : . *).
,6 . . Stimmzettel , weil sie keinen Namen oder keine Angabe , aus der die Person mindestens eines BewerbersHaft zu erkennen war , und auch keine erkennbare Bezeichnung eines Wahlvorschlags mit der Nummer aus der am MnBekanntgabe enthielten.

Nr . der Anlagen : . *).
7 . . Stimmzettel , weil sie eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern enthielten.Nr . der Anlagen : . *).
8. . Stimmzettel , weil sie Namen aus verschiedenen Wahlvorschlägen oder Bezeichnungen verschiedener Wah vorsenthielten.

Nr . der Anlagen : . *).
9 . Stimmzettel , weil keiner der auf ihnen verzeichneten Namen einem öffentlich bekanntgegebenen Wah voentnommen war.

Nr . der Anlagen : . *).
, m" fehlte.10. Stimmzettel , auf denen die gemäß Z 45 Abs . 2 der Wahlordnung vorgeschriebene Bezeichnung „GemeindewayNr . der Anlagen : . °°).

11 . . Stimmzettel , weil ihnen ein Druck - oder Schriftstück beigefügt war.Nr . der Anlagen : . *).

Ferner mußten außer Berücksichtigung gelassen werden : .12 . . Stimmen , weil in einem Umschlag mehrere auf verschiedene Wahlvorschläge lautende Stimmzettel enthaNr . der Anlagen : . *).
13. . abgegebene leere Umschläge.

Nr . der Anlagen : . *).
, 2Gesamtsumme von 1 bis 13 (für ungültig erklärte Stimmzettel , außer Berücksichtigung gelassene ^ und abgegleere Umschläge ) : .

Mehrere gleichlautende Stimmzettel fanden sich in . Umschlägen und wurden als je ein Stimmzettel g z

Einzusetzen die Nummern der Anlagen.
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Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel , hinsichtlich deren sich die nachstehenden Bedenken ergeben

hatten , aus folgenden Gründen durch Beschluß des Wahlvorstandes für gültig erklärt:

1. Stimmzettel Nr . . - . .

2 . Stimmzettel Nr.

Die sämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und Umschläge , hinsichtlich deren es einer Beschlußfassung des

Wahlvorstandes bedurft hatte , wurden mit fortlaufenden , den vorstehend angegebenen entsprechenden Nummern versehen

und der Wahlniederschrift beigefügt.

Von den abgegebenen gültigen Stimmen haben erhalten:

Bezeichnung des Wahlvorschlags mit Angabe des Kennworts. Zahl der Stimmen

1. .

2. . .

3.

4. . . .

5.
V

6.

7.

8.

9.

usw.

Gesamtsumme der gültigen Stimmen.

Gesamtsumme der für ungültig erklärten Stimmzettel sowie der außer

Berücksichtigung gelassenen und abgegebenen leeren Umschläge . .

Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen.

njch" ühE " / Diese Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen stimmte mit der Zahl der abgegebenen

»nstimmen. s Umschläge überein. 4*
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Wird durchstrichen, wenn die Zahlen
übereinstimmen.

Diese Gesamtsumme der abgegebenen Stimmen war um. kiewer *^
die Zahl der abgegebenen Umschläge. Zur Aufklärung dieser Verschiedenheit, die
sich auch bei wiederholter Zählung herausstellte, dient folgendes:

Nachdem der Wahlvorsteher dies Ergebnis verkündet hatte, wurden alle Stimmzettel, die nicht dieser Wahl¬
niederschrift beigefügt sind, versiegelt und dem Gemeindevorstand in . zur Verwahrung zugeleitet.

Festgestellt wird, daß in der *) des Stimmbezirks insgesamt . Gemeindewählerein¬

getragen sind. Die wurde mit dieser vom Wahlvorstand unterschriebenenBestätigung dem Gemeinde¬
vorstand in . zur Aufbewahrung unter Verschluß übergeben.

Bestätigt wird, daß je ein Abdruck der Gemeindeordnung, der Wahlordnung für die Wahlen zu den Ge¬
meindevertretungen und der Bekanntmachung des Wahlkommissars nach8 35 Abs. 1 der Wahlordnung im Wahlraum
während der Wahlhandlung ausgelegen haben.

Zu keiner Zeit der Wahlhandlung waren weniger als drei Mitglieder des Wahlvorstandes gegenwärtig oder
der Wahlvorsteher und der Schriftführer gleichzeitig abwesend.

Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgelesen, von dem Wahlvorsteher, den Besitzern und dem Schriftführer
genehmigt und wie folgt vollzogen:

Der Wahlvorsteher Die Beisitzer Der Schriftführer

*) Das Unzutreffende ist zu durchstreichen.
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Anlage 4.

Stadtgemeinde
Landgemeinde

Niederschrift über die Verhandlung des Wahlausschusses.
Verhandelt . , den . 19.

I.
Zur Ermittlung des Wahlergebnisseshat der Wahlkommissar auf den 19. folgende Wähler:

aus der Stadt (Land)gemeinde zum Wahlausschüsse zusammenberufen.
Tag, Stunde und Ort der Verhandlung waren öffentlich bekanntgemacht worden.
Es waren

als Schriftführer ... . . —. .

als Hilfsarbeiter . .
zugezogen.

Die Beisitzer und der Schriftführer wurden durch Handschlag vom Wahlkommissar verpflichtet.

II .*)

Es wurden die Niederschriftenüber die Wahlen in den einzelnen Stimmbezirken durchgesehen. Für jeden

einzelnen Stimmbezirk wurde die Zahl der Wahlberechtigten, der ungültigen und gültigen Stimmen sowie der auf die

einzelnen Wahlvorschläge entfallenen gültigen Stimmen in dem der Niederschrift beigefügten Zählbogen eingetragen und

zusammengerechnet. Der Zählbogen wurde vom Wahlkommissar, den Beisitzern und dem Schriftführer unterschrieben.

Die Feststellungen der Wahlvorstände haben zu ^tgenden^ Bedenken Anlaß gegeben:

. »„IV l8 W der Wahlordnung ), so ist das...«E ^
Mt °r II . und III . Gesagte zu streichen. Unter IV . O zu vermerken, - ay

Wahlergebnis gemW tz 75 der Wahlordnung sestgeMt har
) Das Unzutreffende ist zu durchstreichen.
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Nach den Zusammenrechnungen auf dem Zählbogen sind abgegeben worden für:

Bezeichnung des Wahlvorschlags Zahl der Stimmen

III . Verteilung der Sitze auf die Wahlvorschläge.

Es wurde die Gesamtstimmenzahl jeves Wahlvorschlags nacheinander durch 1, 2, 3 , 4 usw. geteilt, bis vow
den sich hierbei ergebenden Teilzahlen so viele Höchstzahlen der Reihe nach ausgesondert werden konnten, wie Ge¬
meinderats (Stadtrats ) Mitglieder zu wählen sind.

Hiernach ergab sich folgende Verteilung:

Geteilt
durch Wahlvorschlag Wahlvorschlag Wahlvorschlag Wahlvorschlag Wahlvorschlag

1 _^

2 _

3

4
- -

usw.

Entsprechend den sich ergebenden Höchstzahlen, die durch Unterstreichen kenntlich gemacht sind, entfielen auf

Wahlvorschlag . Sitz
Wahlvorschlag . Sitz.
Wahlvorschlag . Sitz.
Wahlvorschlag . Sitz.
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IV. Feststellung der Gewählten. *)

Nach der Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorschlägen sind hiernach gewählt:

Vom Wahlvorschlage Nr . 1.
2.
3.
4.

Vom Wahlvorschlage Nr . . . 1.
2.
3.
4.

Vom Wahlvorschlage Nr . 1.
2.
3.
4 .

usw.

Nach der Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorschlägen haben als Ersatzmänner einzutreten:

Beim Wahlvorschlag Nr . . . 1.
2.
3.

Beim Wahlvorschlag Nr . . 1.
2.
3.

Beim Wahlvorschlag Nr . 1.
2.
3.

usw.
V. Verkündung des Wahlergebnisses.

Der Wahlkommissar verkündete:
1 . die Zahlen der auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallenen gültigen Stimmen,
2 . die Namen der Gewählten,
3 . die Namen und die Reihenfolge der Ersatzmänner.

Wähler ^ " ^ bud der ganzen Verhandlung stand der Raum , in dem die Versammlung stattfand , dem Zutritt der

. . , . Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgelesen , von dem Wahlkommissar , den Beisitzern und dem Schriftführer
-nehnngt und unterschrieben.

Der Wahlkommissar Die Beisitzer Der Schriftführer

*) Vgl . die Anmerkung * auf Seite 685.
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Stimm¬
bezirk

Zahl der
Wahlberechtigten

Zahl
der ungültigen

Stimmen

Zahl
der gültigen

Stimmen

1

2

3

4

5 _^

6

7

8 _

9 —

10 __

11
—

12 _-

13

Summe.

14

15 -

16

17
usw.

Summe. Summe. I Summe. I Summe. !







Zahl der für den Wahlvorschlag

. I Summe.

Der Wahlkommissar

Summe SummeSummeSumme

Der SchriftführerDie Beisitzer
5
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